
Aufgrund von Belastungen des Grundwassers mit unerwünschten Substanzen – meist Nitrat und 
Abbauprodukte von Pflanzenschutzmitteln – mussten in der Schweiz bereits viele Trinkwasser-
fassungen aufgegeben werden. Weil es in unserem dicht besiedelten und intensiv genutzten Land 
kaum mehr geeignete Ausweichmöglichkeiten gibt und unbelastete Standorte folglich rar sind, 
muss künftig die Nutzung der Flächen in den Zuströmbereichen angepasst werden. Zur langfristi-
gen Sicherung einer guten Trinkwasserqualität ist ein besserer Schutz des Zuströmbereichs, aus 
dem das geförderte Grundwasser mehrheitlich stammt, unabdingbar.
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GRUNDWASSERSCHUTZ 
MUSS QUALITÄT DES 
TRINKWASSERS SICHERN 

H A NDLUNG SBEDA RF IN DEN ZUS TRÖMBEREICHEN

AUSGANGSLAGE

In der dezentral besiedelten Schweiz sind die rund 2200 Ge-
meinden meist selbst für die Wasserversorgung zuständig. Als 
Ressource nutzen sie hauptsächlich ihr lokales Grundwasser, 
aus dem landesweit etwa 80 Prozent des gesamten Trinkwassers 
stammen. Von öffentlichem Interesse sind zirka 18 000 Grund-
wasserfassungen. Diese werden von den öffentlichen Wasserver-
sorgungsbetrieben und Lebensmittelherstellern genutzt.
Um Grundwasserfassungen gezielt vor Verunreinigungen zu 
schützen, sieht die Gewässerschutzverordnung (GSchV) das 
Instrument des Zuströmbereichs Zu vor. Dieser umfasst bei Fas-
sungen das Gebiet, aus dem rund 90 Prozent des geförderten 
Grundwassers stammen. Stoffe, die im Zuströmbereich versi-
ckern und durch die natürliche Filterwirkung des Bodens un-
genügend zurückgehalten oder abgebaut werden, gelangen ins 
Grundwasser und werden mit dem Grundwasserstrom bis zur 
Fassung transportiert. Um eine Verunreinigung zu verhindern, 
müssen also Massnahmen im Zuströmbereich ergriffen werden.
In den Grundwasserleitern des dicht besiedelten Mittellandes 
und der Alpentäler genügen blosse Anwendungseinschränkun-
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RÉSUMÉ

LA PROTECTION DES EAUX SOUTERRAINES ET LA QUALITÉ DE L’EAU 
POTABLE – NÉCESSITÉ D’AGIR DANS LES AIRES D’ALIMENTATION
Différentes ressources en eaux souterraines en Suisse sont con-
taminées par des substances étrangères indésirables. Cela com-
prend p. ex. des hydrocarbures halogénés issus de sites pollués ou 
des médicaments et des produits chimiques ménagers qui arrivent 
dans le sous-sol via les infiltrations d’eaux usées. En s’appuyant 
sur la législation relative à la protection de l’environnement et 
des eaux, les autorités ont déjà introduit différentes mesures 
dans les domaines de l’assainissement des sites contaminés et 
de l’épuration des eaux usées afin de réduire de telles pollutions.
Dans des zones de production agricole intensive, ce sont sur-
tout les pollutions des eaux souterraines par les nitrates et les 
produits de dégradation de produits phytosanitaires (PPS) qui 
posent problème. En raison du dépassement largement répandu 
des valeurs limites, les distributeurs d’eau ont dû et doivent régu-
lièrement abandonner des captages d’eau. Il faut aussi noter qu’il 
est de plus en plus difficile de trouver des lieux non pollués pour 
l’emplacement de nouveaux captages d’eau potable. Afin de pou-
voir garantir une qualité et une quantité d’eau potable suffisantes 
pour l’avenir, l’agriculture doit impérativement réduire ses excé-
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gen von PSM in Grundwasserschutzzonen 
in der Regel nämlich nicht, um das Trink-
wasser ausreichend zu schützen [1]. Diese 
Zonen in Fassungsnähe umfassen jeweils 
rund ein Dutzend Hektaren. Der Zuström-
bereich ist deutlich grösser: Bei kleineren 
Fassungen macht er einige Dutzend Hek-
taren aus, bei sehr grossen Fassungen 
kann er sich über mehrere Quadratkilo-
meter erstrecken.
Schutzmassnahmen in Zuströmbereichen 
von Grundwasserfassungen sollen ge-
währleisten, dass keine Stoffe das Trink-
wasser übermässig belasten. Einmal ins 
Grundwasser gelangte Stoffe verbleiben 
dort über Jahre bis Jahrzehnte und verun-
reinigen so das Trinkwasser. Die GSchV 
sieht vor, dass die Kantone – zum Schutz 
der Wasserqualität von Grundwasserfas-
sungen im öffentlichen Interesse – den 
Zuströmbereich bestimmen, wenn das 
Wasser durch Stoffe verunreinigt ist, 
oder wenn die konkrete Gefahr einer Ver-
schmutzung durch Stoffe besteht (Art. 29 
Abs. 1 Bst. c GSchV).
Die Verschmutzungsgefahr besteht vor 
allem in dicht besiedelten und landwirt-
schaftlich intensiv genutzten Gebieten. 
Betroffen sind primär das Mittelland 
und die grossen Alpentäler. Gemäss der 
landwirtschaftlichen Zonenverordnung 
handelt es sich dabei um die Tal- sowie 
Hügelzonen. Dort befinden sich rund 
2800 Grundwasserfassungen der öffent-
lichen Versorgung. Nicht alle davon be-
nötigen einen Zuströmbereich, z. B. dann 
nicht, wenn das Einzugsgebiet vollstän-
dig im Wald liegt. Aufgrund bestehender 
Gefährdungen ist allerdings damit zu 

rechnen, dass es Zuströmbereiche auch 
für Fassungen ausserhalb der dicht be-
siedelten Gebiete braucht. Das BAFU geht 
von grob geschätzt 2800 der insgesamt 
18 000 Grundwasserfassungen aus, für 
die ein Zuströmbereich bestimmt wer-
den muss. 2019 hat das BAFU den Stand 
der bezeichneten Zuströmbereiche und 
die Umsetzung der in diesen Gebieten 
erforderlichen Massnahmen durch die 
Kantone erhoben. Wie die Auswertung 
zeigt, sind aufgrund von Belastungen 
im Grundwasser gegenwärtig nur etwa 
60 Zuströmbereiche bestimmt, davon 
werden in gut zwei Dutzend Sanierungs-
massnahmen mit finanzieller Unterstüt-
zung des Bundes durchgeführt.

STOFFLICHE BELASTUNGEN

Drei Prozent der für die Nationale Grund-
wasserbeobachtung (NAQUA) ausge-
werteten Messstellen überschreiten die 
Grenzwerte der GSchV für flüchtige ha-
logenierte Kohlenwasserstoffe (FHKW) 
[2]. Seit Mitte der 1980er-Jahre sind das 
Inverkehrbringen und die Verwendung 
mehrerer dieser Substanzen jedoch verbo-
ten oder stark eingeschränkt. Spätestens 
seit 1998, als die Altlasten-Verordnung 
(AltlV; SR 814.680) in Kraft trat, werden 
mit FHKW belastete Standorte saniert, 
um die Verunreinigungen zu unterbin-
den. Dabei gehen die anfallenden Kosten, 
wenn immer möglich, zulasten der Verur-
sacher oder – falls die Verursacher nicht 
mehr zu verpflichten sind – zulasten der 
Kantone und des Altlasten-Fonds (VASA; 
SR 814.68).

In Grundwasservorkommen entlang der 
Fliessgewässer treten weitere Mikrover-
unreinigungen auf, so etwa durch Arznei-
mittel oder Korrosionsschutzmittel, die 
aus Industrie, Gewerbe und Haushalten 
stammen. Der vom Parlament beschlos-
sene Ausbau der Abwasserreinigungs-
anlagen (ARA) sieht Massnahmen zur 
Elimination dieser Spurenstoffe vor und 
wird die Belastung der Trinkwasserres-
sourcen damit gezielt reduzieren. Heute 
werden 8 Prozent des kommunalen Ab-
wassers in bereits ausgebauten ARA be-
handelt, 2026 dürften es schon etwa 50 
Prozent sein, wobei dieser Anteil nach 
Abschluss des Massnahmenprogramms 
im Jahr 2040 rund 70 Prozent ausmachen 
wird. Auch der Ausbau der ARA mit einer 
zusätzlichen Reinigungsstufe wird verur-
sachergerecht finanziert. Dafür bezahlen 
die ARA pro angeschlossene Person einen 
jährlichen Betrag von neun Franken.
Die stärksten Belastungen des Grundwas-
sers gehen jedoch von PSM-Abbaupro-
dukten – den sogenannten Metaboliten 
– und Nitrat aus [3, 4]. PSM-Rückstände 
in Konzentrationen von mehr als 0,1 Mik-
rogramm pro Liter (µg/l) Trinkwasser, die 
damit über dem Höchstwert der Verord-
nung des Eidgenössischen Departements 
des Innern (EDI) über Trinkwasser sowie 
Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern 
und Duschanlagen (TBDV) liegen, treten 
am häufigsten für die Abbauprodukte 
des Fungizids Chlorothalonil auf. Ende 
2019 hat das Bundesamt für Lebensmit-
telsicherheit und Veterinärwesen (BLV) 
alle Metaboliten von Chlorothalonil als 
gesundheitlich relevant eingestuft – das 
heisst als möglicherweise toxisch. Mit 
Wirkung auf den 1. Januar 2020 hat das 
Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) den 
Einsatz dieses Fungizids in der Folge ver-
boten. Wie die Erfahrungen mit früheren 
PSM-Belastungen zeigen, wird es jedoch 
noch viele Jahre dauern, bis die Grund-
wasserleiter wieder frei von Chlorotha-
lonil-Abbauprodukten sind. So tauchen 
zum Beispiel Rückstände des Unkraut-
bekämpfungsmittels Atrazin noch heute 
verbreitet im Grundwasser auf, obwohl 
die Anwendung des früher speziell im 
Maisanbau – aber unter anderem auch 
im Privatbereich und auf Verkehrsanla-
gen – eingesetzten Herbizids seit 2012 
verboten ist.
Um das Ausmass der Grundwasserver-
schmutzung durch die Abbauprodukte 
von Chlorothalonil bestimmen zu kön-
nen, hat das BAFU eine erste grobe Ab-

Fig. 1 Modellhafte Ausbreitung der verschiedenen Grundwasserschutzzonen und des Zu-
strömbereichs einer typischen Trinkwasserfassung (rot) in Lockergestein- und schwach 
heterogenen Karst- und Kluftgrundwasserleitern.
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schätzung vorgenommen. Sie zeigt auf, 
dass der Grenzwert der Trinkwasserver-
ordnung von 0,1 µg/l im Mittelland an 
mehr als der Hälfte aller NAQUA-Mess-
stellen durch mindestens einen Metabo-
liten überschritten wird – teilweise um 
ein Vielfaches. Gemäss aktuellem Kennt-
nisstand sind zumindest die Kantone 
SH, TG, ZH, ZG, LU, AG, SO, BE, FR, VD, 
GE und das Tessin betroffen. Gestützt 
auf die Ergebnisse von 70 Messstellen 
veranschaulicht Figur 2 beispielhaft 
die Grenzwertüberschreitungen des 
Chlorothalonil-Metaboliten R471811 im 
Grundwasser [3].
Aktuell werden gegen eine Million Ein-
wohnerinnen und Einwohner mit Trink-
wasser versorgt, das übermässige Kon-
zentrationen an Metaboliten aufweist [5]. 
Das BLV hat die Kantone dazu aufgefor-

dert, raschmöglichst aufzuzeigen, wie sie 
diese Belastung reduzieren und eine Ver-
sorgung mit Trinkwasser gewährleisten 
können, welche die Höchstwerte für die 
Abbauprodukte von Chlorothalonil ein-
hält. Für die Umsetzung entsprechender 
Massnahmen hat das BLV den Kantonen 
zwei Jahre Zeit eingeräumt. Zumindest 
vorübergehend sollte die Versorgung mit 
Trinkwasser aus nicht verunreinigten 
Grundwasservorkommen oder aus Seen 
sichergestellt werden. Wo dies nicht mög-
lich ist, drängen sich andere Übergangs-
lösungen auf. Die Metaboliten von Chlo-
rothalonil lassen sich nur mit wenigen, 
sehr aufwendigen und nicht nachhaltigen 
Aufbereitungsmethoden aus dem Wasser 
entfernen [6]. Betroffene Wasserversor-
gungen, welche diese Vorgaben umsetzen 
müssen, stehen damit vor einer grossen 

Herausforderung. Aktuell führt das BLV 
bei den Kantonen eine Umfrage zu den 
geplanten Massnahmen durch, mit denen 
die Höchstwerte im Trinkwasser nach Ab-
lauf der Frist von zwei Jahren eingehalten 
werden sollen.
Grenzwertüberschreitungen von Nit-
rat (NO3) im Grundwasser werden in 
der Schweiz seit mehreren Jahrzehnten 
festgestellt [7]. Die 1993 eingeführten 
einkommensergänzenden und ökologi-
schen Direktzahlungen verfolgten unter 
anderem das Ziel einer Reduktion der Ni-
tratbelastungen im Grundwasser durch 
die landwirtschaftliche Produktion. In 
der Folge nahm der Stickstoffüberschuss 
aus der Landwirtschaft von zirka 130 000 
Tonnen auf etwa 115 000 Tonnen pro Jahr 
ab. Und im Zeitraum 2002 bis 2003 gin-
gen die Nitratgehalte in den Trinkwas-

Fig. 2 Die Auswertung von 70 NAQUA-Messstellen in den Jahren 2017 und 2018 verdeutlicht die weiträumige Verbreitung und den hohen Anteil von Grenz-
wertüberschreitungen mit dem Chlorothalonil-Metaboliten R471811 im Grundwasser des Mittellandes.
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serfassungen von landwirtschaftlich be-
einflussten Einzugsgebieten gegenüber 
der Periode zwischen 1990 und 1992 um 
etwa 3 bis 4 Milligramm NO3 pro Liter 
(mg/l) zurück. Das Ziel einer Reduktion 
um 5 mg/l wurde damit verfehlt. Dagegen 
ist es gelungen, dass mehr als 90 Prozent 
aller Trinkwasserfassungen Nitratgehal-
te von weniger als 40 mg/l aufweisen. 
Dieses Ziel hat man jedoch auch deshalb 
erreicht, weil die Wasserversorgungen im 
Untersuchungszeitraum stark mit Nitrat 
belastete Fassungen ausser Betrieb ge-
nommen haben [8]. Seit rund 20 Jahren 
liess sich der Stickstoffüberschuss der 
Landwirtschaft nicht mehr reduzieren. 
Damit bleiben auch die Nitratbelastungen 
seit der Jahrtausendwende auf konstant 
gleichem Niveau. Um mit Nitrat verunrei-
nigtes Grundwasser trotz des übermäs-
sigen Gehalts als Trinkwasser nutzen zu 
können, müssen es die Versorger vor der 
Einspeisung ins Trinkwassernetz mit we-
niger belastetem Wasser mischen. Trotz 
dieser Möglichkeiten sind seit dem Jahr 
2000 zahlreiche Fassungen wegen zu 
hoher Nitratkonzentrationen aufgehoben 
worden. So mussten 42 Prozent der Trink-
wasserversorgungen seither mindestens 
ein Fassungsgebiet wegen ungenügen-
der Wasserqualität sowie Gefährdungen 
durch Nutzungen in den Schutzzonen auf-
geben (mündl. Auskunft v. A. Olschewski, 
SVGW) [9–12].
Natürlicherweise liegt der Nitratgehalt 
des Grundwassers im tiefen Milligramm-
Bereich pro Liter. Im Mittelland ist die 
Konzentration jedoch bei 80 Prozent der 
NAQUA-Messstellen höher als 10 mg/l. 
Der Grenzwert der GSchV für Nitrat von 
25 mg/l wird in Ackerbaugebieten bei 
etwa 40 Prozent der Messstellen über-
schritten [13]. 12 Prozent der Standorte 
übertreffen zudem auch den Höchstwert 
für Trinkwasser von 40 mg/l (vgl. Fig. 2). 
Nitratkonzentrationen über 40 mg/l tre-
ten unter anderem an mehreren Messstel-
len im westlichen Mittelland auf – so zum 
Beispiel im Seeland und in der Broye-
Ebene – sowie im Zürcher Unterland und 
Weinland.
Nitrat belastet jedoch nicht nur das 
Grund- und Trinkwasser im Inland, 
sondern auch die Nordsee. Das von der 
Schweiz unterzeichnete Ospar-Überein-
kommen zum Schutz der Meeresumwelt 
des Nordostatlantiks bezweckt unter 
anderem, die Stickstoffeinträge in die 
Gewässer im Vergleich zum Ausgangs-
jahr 1985 bis 2010 um 50 Prozent zu 

reduzieren. Gemäss Modellrechnungen 
entspricht dies einer Reduktion des Ein-
trags aus der Landwirtschaft von rund 
24 500 Tonnen. Die bisherige Reduktion 
entspricht jedoch nur einer Abnahme um 
12 500 Tonnen Stickstoff, sodass eine Ziel-
lücke in fast derselben Grössenordnung 
verbleibt.

SANIERUNGSINSTRUMENT  
DES BUNDES

Bei verunreinigten Grundwasservorkom-
men kann der Bund Massnahmen zur 
Verhinderung der Auswaschung von Stof-
fen aus der Landwirtschaft – wie Nitrat 
oder PSM – zu einem Grossteil mitfinan-
zieren (Art. 62a GSchG) [14]. Wichtigste 
Massnahme ist dabei die Umwandlung 
eines Teils des Ackerlandes im Zuström-
bereich der Fassung in ganzjähriges 
Grünland. Die Teilnahme der Landwirte 
an solchen Sanierungsprojekten ist frei-
willig. Für den Minderertrag durch die 
angepasste Bewirtschaftung erhalten sie 
eine finanzielle Entschädigung. Solche 
Projekte müssen langfristig angelegt 
sein, weil es Jahre dauern kann, bis ein 
Erfolg eintritt. 2018 liefen 24 vom Bund 
unterstützte Vorhaben, um die Nitrataus-
waschung ins Grundwasser zu vermin-
dern. Derzeit gibt es keine ähnlich gela-
gerten Reduktionsprojekte für PSM nach 
Art. 62a GSchG. Allerdings startete 2016 
ein Ressourcenprojekt zur Verminderung 
von Nebenwirkungen beim Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln – insbesondere 
von Belastungen in Gewässern.
Bei drei Viertel der durchgeführten Pro-
jekte zur Nitratreduktion liess sich die 
entsprechende Konzentration bei min-
destens einer Fassung im Projektgebiet 
unter den Grenzwert von 25 mg/l senken. 
Je nach Situation dauerte dies zwischen 
3 und 16 Jahren (Fig. 3). Die Bewirtschaf-
tungsänderung im Zuströmbereich kann 
ein belastetes Grundwasservorkommen 
also erfolgreich sanieren.
Bei einer allfälligen Beendigung der 
Projekte entfiele die Entschädigung der 
Landwirte für ihren Ertragsausfall. Es ist 
davon auszugehen, dass sie in einem sol-
chen Fall wieder intensiver produzieren 
würden – mit negativen Folgen für die 
Nitratbelastung des Grundwassers. Der 
Erfolg bisheriger Projekte würde dadurch 
also wieder zunichte gemacht. Im Inter-
esse einer dauerhaften Sicherung der 
Grundwasserqualität und Trinkwasser-
nutzung drängt sich deshalb eine lang-
fristige Änderung der Bewirtschaftung 
auf. Die Kosten einer angepassten land-
wirtschaftlichen Nutzung im Zuström-
bereich lohnen sich insofern, als dass 
sie günstiger zu stehen kommen als eine 
technische Aufbereitung von nitratbelas-
tetem Grundwasser. Umgerechnet auf ein 
Kubikmeter gefördertes Grundwasser be-
tragen die Gesamtkosten landwirtschaft-
licher Umstellungsprojekte – inklusive 
Planungs- und Verwaltungskosten sowie 
Ertragsentschädigungen – durchschnitt-

Fig. 3 Verlauf der Nitratbelastung in der Grundwasserfassung Frohberg der aargauischen Gemeinde 
Wohlenschwil. Das 1997 gestartete Sanierungsprojekt hat die Ganglinie bis heute markant positiv 
beeinflusst.		      (Quelle: Departement Finanzen und Ressourcen, Landwirtschaft Aargau)



lich 70 Rappen. Dagegen wäre eine tech-
nische Nitratentfernung mit bis zu 120 
Rappen pro Kubikmeter Trinkwasser gut 
70 Prozent teurer.

DEFIZITE BEI DER FESTLEGUNG 
VON ZUSTRÖMBEREICHEN

Trotz der verbreiteten Überschreitung 
der Nitratgrenzwerte im genutzten 
Grundwasser haben die betroffenen Kan-
tone bis heute nur etwa 60 Zuströmbe-
reiche zur Verbesserung der jeweiligen 
Situation festgelegt. Dass es nicht mehr 
sind, hat verschiedene Gründe. So erwei-
sen sich die Bestimmung der Zuströmbe-
reiche, die Erhebung der landwirtschaft-

lichen Nutzung sowie die auf freiwilliger 
Basis zu erarbeitende Bewirtschaftung, 
welche die Nitratauswaschung vermin-
dern soll, als sehr anspruchsvolle Arbei-
ten [15].
Bei PSM-Wirkstoffen – also den Aus-
gangssubstanzen ohne Berücksichtigung 
ihrer Abbauprodukte – treten nur sehr 
wenige Überschreitungen der Grenzwer-
te auf. Somit besteht kaum ein Anlass, für 
deren Reduktion einen Zuströmbereich 
zu bestimmen. Bis vor kurzem galt dies 
auch für PSM-Metaboliten, weil keiner 
der bisher gemäss TBDV als relevant ein-
gestuften PSM-Metaboliten verbreitet in 
Konzentrationen über 0,1 µg/l aufgetre-
ten ist.

DIE POLITIK IST AM ZUG

Die Gewässerschutz-, Umweltschutz- und 
Landwirtschaftsgesetzgebung sowie wei-
tere Instrumente des Bundes – wie etwa 
der 2017 in Kraft getretene «Aktionsplan 
zur Risikoreduktion und nachhaltigen 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln» 
(kurz Aktionsplan PSM) – sollen dazu 
beitragen, die Einträge von PSM und 
Nitrat in die Gewässer zu beschränken 
respektive zu reduzieren. Trotzdem sind 
nach wie vor viele Gewässer übermäs-
sig mit PSM und Nitrat belastet. Mit der 
Botschaft zur Weiterentwicklung der 
Agrarpolitik ab 2022 (AP22+) will der 
Bundesrat die entsprechende Belastung 
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Fig. 4 Je höher der Anteil der offenen Ackerfläche an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche, desto höher ist in der Regel auch die Nitratverunreini-
gung des Grundwassers mit Konzentrationen von mehr als 25 mg/l. Dies geht aus der 2017 durchgeführten Erhebung der Messstellen von Trinkwasser-
fassungen mit ausgeschiedenen Zuströmbereichen hervor.
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der Gewässer daher weiter senken. In die gleiche Richtung zielt 
auch die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Stän-
derats mit der parlamentarischen Initiative 19.475 «Das Risiko 
beim Einsatz von Pestiziden reduzieren».
Die AP22+ sieht zum Beispiel vor, dass direktzahlungsberech-
tigte Landwirtschaftsbetriebe nur noch Pflanzenschutzmittel 
mit einem geringen Umweltrisiko einsetzen dürfen, wobei der 
Verzicht auf PSM gefördert werden soll. Um die Umwelt vom 
Stickstoff zu entlasten, strebt der Bundesrat zudem eine quan-
tifizierte Reduktion des Stickstoffüberschusses an. Dazu sind 
über ein Dutzend Massnahmen sowie die Verpflichtung der 
Branchen zur Minderung des Stickstoffeinsatzes vorgesehen. 
Ein weiteres Anliegen betrifft den regionalen Ressourcenschutz 
– also Förderbeiträge für eine standortangepasste Landwirt-
schaft, welche deren Nachhaltigkeit durch die gezielte Nutzung 
natürlicher Ressourcen verbessern und stärken. Darunter fällt 
auch die Verringerung der PSM- und Nitrateinträge in die Um-
welt. Die detaillierten Massnahmen sind auf der Website des 
Bundesamtes für Landwirtschaft in der zusammenfassenden 
Präsentation der Botschaft und in den Gesetzesentwürfen 
des Bundesrates beschrieben. Die parlamentarische Initiative 
19.475 sieht einen verbindlichen Absenkpfad für die von PSM 
ausgehenden Umweltrisiken vor, indem sie die Branchen eben-
falls zur Risikominderung verpflichtet und in Zukunft eine ge-
naue Erhebung der PSM-Anwendungen verlangt [16-19].
Im Parlament sind zudem weitere Vorstösse mit einem Bezug 
zur Trinkwasserqualität hängig: Die Motion 19.4314 «Trinkwas-
ser durch die Verschärfung der Zulassung besser schützen» 
verlangt, diejenigen PSM nicht zuzulassen, für die im Sicker-
wasser Konzentrationen eines Metaboliten über dem Grenzwert 
von 0,1 µg/l zu erwarten sind. Aufgrund weitreichender Folgen 
für die Landwirtschaft lehnt der Bundesrat die von der Motion 
geforderte Regelung ab. Für den Fall einer Zustimmung im Na-
tionalrat würde er dem Ständerat aber beantragen, dass PSM 
im Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen nicht mehr ein-
gesetzt werden dürfen, wenn sie dort zu hohen Konzentrationen 
an Metaboliten führen.
In eine etwas andere Stossrichtung zielen die beiden Motionen 
20.3022 «Finanzielle Beteiligung des Bundes an den notwendi-
gen Sanierungsmassnahmen zur einwandfreien Trinkwasser-
qualität» und 20.3052 «Verursacherorientierte Finanzierung der 
zusätzlichen Trinkwasseraufbereitungsanlagen infolge strenge-
rer Grenzwerte für Pflanzenschutzmittel». Sie verlangen, dass 
der Bundesrat Rechtsgrundlagen für die Finanzierung der Inves-
titionen in die notwendige Infrastruktur – wie Wasseraufberei-
tungsanlagen und Leitungen – zur Einhaltung der Grenzwerte 
schafft. Der Bundesrat lehnt diese zwei Motionen ebenfalls ab. 
Er begründet seine ablehnende Haltung damit, dass ein weitrei-
chender Umbau der bestehenden dezentralen Infrastruktur zur 
Wasserversorgung hin zu zentralen Anlagen mit einer energiein-
tensiven Wasseraufbereitung unerwünscht sei. Statt auf neue 
Transportleitungen und Infrastrukturen richtet der Bundesrat 
seinen Fokus auf den vorsorglichen Schutz des Grundwassers. 
Im Falle einer Annahme der Motionen im Nationalrat beabsich-
tigt er, dem Ständerat zu beantragen, er solle ihm den Auftrag 
erteilen, eine generelle kantonale Pflicht für die Bestimmung der 
Zuströmbereiche einzuführen. Zur Finanzierung dieser Arbeiten 
würde der Bundesrat auch eine Kostenbeteiligung der Verursa-
cher prüfen. Die Regierung möchte also mit ihrer Haltung zu al-
len drei Motionen zielgerichtet risikobehaftete Nutzungen im Zu-
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Entnahme einer Grundwasserprobe zur Überwachung der Rohwasserqualität  
im landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebiet einer Trinkwasserfassung im berni-
schen Seeland durch Mitarbeiter eines Versorgungsunternehmens.  
� (© Rolf Tschumper, AWA Bern)

Probenahme in einem Grundwasser-Pumpbrunnen durch einen Mitarbeiter des 
Amtes für Wasser und Abfall (AWA) im Kanton Bern.� (© Markus Zeh, AWA Bern)

Zahlreiche Grundwasservorkommen in der Schweiz, die für die Trinkwasserversor-
gung genutzt werden, sind aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
im Einzugsgebiet der Fassung mit Nitrat und Abbauprodukten von Pflanzenschutz-
mitteln belastet. Dies zeigen die landesweiten Analysen der Grundwasserqualität 
im Rahmen der Nationalen Grundwasserbeobachtung NAQUA. �  
� (© Markus Zeh, AWA Bern) 



strömbereich einschränken – das heisst 
nur dort, wo es erforderlich ist – und so 
das Trinkwasser wirksamer schützen.

FAZIT

Die Belastungen des geförderten Grund-
wassers entstehen im Zuströmbereich der 
Grundwasserfassungen – so unter ande-
rem durch den übermässigen Einsatz von 
stickstoffhaltigem Hof-, Recycling- und 
Mineraldünger sowie durch Pflanzen-
schutzmittel, die zu hohen Konzentratio-
nen an Metaboliten führen. Der Bund un-
terstützt Sanierungsmassnahmen – also 
die Reduktion der Belastungen unter die 
geltenden Grenzwerte – schon heute fi-
nanziell. Der Standortkanton muss dazu 
den Zuströmbereich einer Trinkwasser-
fassung bestimmen und für dieses Gebiet 
ein Sanierungsprojekt erarbeiten.
Mit der AP22+ schlägt der Bundesrat vor, 
die Kantone mit zusätzlichen Beiträgen 
für eine standortangepasste Landwirt-
schaft (BSL) zu unterstützen, wenn sich 
die Umweltziele – wie etwa die Forderung 
nach sauberem Trinkwasser – nicht durch 
andere Massnahmen erreichen lassen. 
Für die Umsetzung von Massnahmen zum 
Schutz des Trinkwassers müssen die Zu-
strömbereiche bekannt sein. Wie die Ant-
worten des Bundesrates zu den drei Moti-
onen zeigen, erachtet er die Bestimmung 
der Zuströmbereiche von Trinkwasserfas-
sungen als wichtig, weil sie eine Voraus-
setzung für zielgerichtete Massnahmen 
zum Schutz des Trinkwassers darstellt. 
Dies gilt nicht nur für Fassungen in Ge-
bieten mit landwirtschaftlich geprägter 
Nutzung, sondern auch für Standorte 
mit einem relevanten Anteil von Sied-
lungs-, Gewerbe- und Industrieflächen 
sowie grossen Verkehrsinfrastrukturen. 
Sind die Zuströmbereiche der Fassungen 
bekannt, aus denen ein Grossteil des zu-
strömenden Grundwassers stammt, kann 
man diese Ressource fokussiert auf Stof-
fe aus den möglichen Schadstoffquellen 
untersuchen und entsprechende Einträge 
bei Bedarf reduzieren. Insgesamt müss-
ten die Kantone als ersten Schritt bei 
rund 2800 der landesweit zirka 18 000 
Grundwasserfassungen baldmöglichst 
die Zuströmbereiche bestimmen. Die bei-
den nächsten Etappen bestehen dann aus 
einer genauen Analyse der Nutzung in 
diesen Gebieten und – bei Bedarf – in der 
Einführung einer trinkwasserschonen-
den Bewirtschaftung – so zum Beispiel 
im Rahmen einer standortangepassten 

Landwirtschaft. Langfristig betrachtet 
ist die Bestimmung der Zuströmbereiche 
und eine wasserschonende Nutzung die-
ser Gebiete der kostengünstigste, sichers-
te und nachhaltigste Weg zur Sicherung 
der Trinkwasserqualität.
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dents d’azote et l’utilisation de produits phytosanitaires. Des instruments pour 
des mesures correspondantes sont abordés dans le message du Conseil fédéral 
relatif à l’évolution future de la Politique agricole à partir de 2022. De plus, une 
initiative parlementaire vise à réduire les risques liés aux pesticides, notamment 
aussi pour les eaux souterraines en tant que ressource en eau potable la plus 
importante. Dans environ 20 cas, les cantons mettent aujourd’hui en pratique des 
projets de réduction de la pollution par les nitrates dans l’aire d’alimentation de 
captages d’eau potable exploités. Aujourd’hui, seulement 60 des 18 000 captages 
d’eau souterraine disposent d’aires d’alimentation fixes. Au regard des risques 
imminents de contamination par des apports de substances issues de l’agriculture 
ainsi que d’autres provenances – comme les infrastructures routières et urbaines 
–, la désignation d’une aire d’alimentation serait toutefois nécessaire pour environ 
2800 captages d’eau souterraine, comme le montrent les évaluations actuelles. 
Afin de réduire de façon ciblée, voire d’empêcher totalement les pollutions actuel-
les et futures des eaux souterraines, les cantons doivent maintenant agir aussi vite 
que possible. Concernant les captages d’eau potable avec des eaux souterraines 
contaminées ou fortement menacées, les cantons sont invités à déterminer les 
aires d’alimentation et, si nécessaire, à adapter l’exploitation. Car une fois les 
substances emportées dans les eaux souterraines, elles restent des années durant 
dans cette ressource importante et contaminent ainsi également l’eau potable.
L’article sera bientôt disponible en français dans l’E-paper et sur le site Internet.
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